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Wasserrechtliche Erlaubnis 

I. Entscheidung 

Aufgrund des § 1 Abs. 1 und 2 IZOV1  i.V. mit §§ 9, 12 Abs.2 und 13 des WHG2  wird der 

H. Bröring GmbH & Co.KG 
Ladestraße 2 
49413 Dinklage 

die Erlaubnis für folgende Gewässerbenutzung erteilt. 

1. Art der Gewässerbenutzung: Einleiten von Stoffen 

Die Gewässerbenutzung dient der Ableitung von Abwasser aus der Wasseraufbereitung 
und der Dampferzeugung (Anhang 31 AbwV3) über eine Versickerungsanlage in ein 
Gewässer (Grundwasser). 

2. Umfang der Gewässerbenutzung: 

2.1 Prozessabwasser aus Umkehrosmose (kontinuierliche Einleitung) 
Einleitmenge Qmax = 2,635 m3/h 

2.2 Prozessabwasser aus Dampfkessel (kontinuierliche Einleitung) 
Einleitmenge Qmax = 0,075 m3/h 

1 
Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei der Zulassung und Überwachung industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und 
Gewässerbenutzungen in der Neufassung des Art. 5 des Gesetzes vom 02.Mai 2013 (BGBl. I S. 973), zuletzt geändert mit Art. 2 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 

3 
Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer in der Bekanntmachung der Neufassung vom 17.Juni 2004 (BGBI. I Nr. 
28 S. 1108) , zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.08.2018 (BGBI. I, S. 1327) 
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2 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts in der Neufassung des Art.1 des Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.Juli 2009 (BGBI. I 
S.2585) zuletzt geändert mit Art.1 des Gesetzes vom 18. Juli .2017 (BGBI. I S. 2771) 



2.3. Prozessabwasser aus der Enthärtung (diskontinuierliche Einleitung) 
Einleitmenge Qmax = 4,8 m3/d 4 x alle 6 h/ je 1,2 m3  pro 150 min. 

2.4 Einleitmenge (gesamt) Qmax 69,8 m3/d 

2.5 Jahresschmutzwassermengegesamt*= 25492 m3/a 
Jahresschmutzwassermengeumkehrosmose = 23083 m3/a 
Jahresschmutzwassermengeoampfkessel '= 657 m3/a 
JahresschmutzwassermengeEnthärtung = 1752 m3/a 

* Die Jahresschmutzwassermenge wird als abgaberelevanter Überwachungswert 
festgelegt. 

2.6 Zwei Monate nach Anzeige der Inbetriebnahme werden als Probebetrieb 
festgelegt. 

3. Örtliche Lage: 

der Gewässerbenutzung 
Gewässer : Grundwasser 
Gemeinde/Ort • . Bad Kleinen/ Losten 
Landkreis • . Nordwestmecklenburg 
Gemarkung • . Losten 
Flur • . 1 
Flurstück • . 91/12 

Geografisches Koordinatennetz : 
ETRS89/UTM (6 Grad) Zone 33N (ohne Zone, East/North) 

Ost: 266948,22 Nord: 5967263,85 

der Abwasserbehandlungsanlagen 
Gemeinde/Ort : Bad Kleinen/ Losten 
Straße : Waldweg 3 
Gemarkung : Losten 
Flur : 1 
Flurstück : 91/12 

4. Antragsunterlagen 
o Antrag auf Wasserrechtliche Erlaubnis vom 25.07.2018 mit den erforderlichen 

Mindestangaben gemäß § 3 IZÜV (Formblatt des Landkreises) 
> Art, Herkunft, Menge und stoffliche Belastung des Abwassers sowie 

Feststellungen von erheblichen Auswirkungen des Abwassers auf die Gewässer 
Roh- und Hilfsstoffe sowie sonstige Stoffe und Energie, die in der Anlage 
verwendet oder erzeugt werden 

> der Ort des Abwasseranfalls und der Zusammenführung von Abwasserströmen 
> Maßnahmen zur Rückhaltung von Schadstoffen aus dem Schmutzwasser und aus 

dem auf dem Anlagengrundstück anfallenden Niederschlagswasser 
> Maßnahmen zur Überwachung der Emissionen in die Umwelt 
> die wichtigsten vom Antragsteller geprüften anderweitigen Lösungsmöglichkeiten 

in einer Übersicht 
> eine nichttechnische Zusammenfassung 
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o Lageplan M. 1:2500 
o Entwässerungsplan mit Kennzeichnung des Anfallortes, der Behandlungsanlage, 

des Entwässerungsweges, der Einleitstelle und Probenahmestelle 
o Fachbeitrag Wasser vom 19.07.2018 
o Befreiung von der Abwasserbeseitigungspflicht für den Zweckverband Wismar durch 

die Wasserbehörde vom 01.04.2004 
o Öffentliche Bekanntmachung der Antragsunterlagen vom 07.08.2018 

Ergänzung zum Antrag 
- Berechnungen 

Abwassermengen aus dem Damperzeuger- Ersteller: Fa. AS Schmertmann vom 
14.06.2018 

Technische Anlagenbeschreibung zur Wasseraufbereitung am Dampferzeuger - 
Ersteller: Fa. AS Schmertmann vom 14.06.2018 
Verfahrensschema zur Wasseraufbereitung am Dampferzeugung Ersteller: Fa. AS 
Schmertmann vom 24.06.2018 
Vereinfachte Anlagenbeschreibung zur Wasseraufbereitung am Dampferzeugung 
Ersteller: Fa. AS Schmertmann vom 25.06.2018 
Theoretische Wasserwerte des Abwassers der Umkehrosmose - Ersteller: Fa. AS 
Schmertmann vom 14.06.2018 

- Analysen 
Analysebericht des Kesselwassers am Standort Löningen zum Vergleich — Ersteller 
EVVE Netz vom 21.05.2018 
Laborbericht— Ersteller KEBO vom 25.01.2018 
Trinkwasseranalyse am Standort Losten — Ersteller IUQ Dr. Krengel vom 22.08.2018 

- Einsatzstoffe im Kesselhaus 
Zertifikat KEBO VP 1009 vom 26.04.2018 
Zertifikat der nicht enthaltenen Inhaltsstoffe im KEBO VP 1009 vom 26.04.2018 
Zertifikat der nicht enthaltenen Inhaltsstoffe in der Natronlauge 10% vom 26.04.2018 
Datensicherheitsblatt zu KEBO VP 1009 vom 12.07.2016 
Sicherheitsdatenblatt zur Natronlauge 10%-ig vom 24.03.2017 

- Angaben zur Versickerungsanlage 
Auszug aus dem Baugrundgutachten vom 15.02.2013 vom Ig.Büro Prof. Reeck und 
Partner P 11113-01 Bohrungen BS1 bis BS5 mit den angegebenen Kf-Werten 
Dimensionierung der Versickerungsanlage vom lg.büro Häcker + Kraus inkl. 
Materialvorschlag der Firma Fränkische Rohrwerke 
Einbauanleitung als Beispiel für die Versickerungsanlage Rigofill der Firma 
Fränkische Rohrwerke 
Standsicherheitsnachweis für die geplante Anlage am Standort Losten der Firma 
Fränkische Rohrwerke vom 02.07.2018 

o Zeichnungen 
Dampfkesselplanung der Fa. Georg Hagelschuer GmbH & Co.KG vom 27.04.2018 
Lageplan- Teilabschnitt Tanklager BRÖ-01-LP-03 in der Version 6 vom 12.06.2018 
Fundamentplan mit Darstellung der Leitungsführungen im Kesselhaus BRÖ-01-FU-
01 in Version 6 vom 02.05.2018 
Auszug aus dem Fundamentplan nur „Bereich Kesselhaus" 
Lageplan Ver- und Entsorgung vom Ing.Büro Häcker+Krauss vom 03.05.2018 
Lageplan Flächenbefestigungen vom Ing.Büro Häcker+Krauss vom 03.06.2018 
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5. Beschreibung der Anlage 
Bei dem Betrieb der Anlage nach § 3 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen fallen am Standort Abwässer an. 
Die Anlage der Dampferzeugungsanlage besteht im Wesentlichen aus: 

O Enthärtungsanlage 
O Umkehrosmoseanlage 
O Dosierstation (KEBO und Natronlauge 10%) 
O Verdampfung im Dampfkessel 
O Mengenmesseinrichtungen am Ablauf der Wasseraufbereitungs- und 

Verdampfungsanlage 
O Probenahmestellen am Ablauf der Wasseraufbereitungs- und 

Verdampfungsanlage 
O Versickerungsanlage 

Das Rohwasser wird durch eine Enthärtungsanlage geführt. In der Enthärtungsanlage 
werden die Härtebildner aus dem Rohwasser getrennt. Die Enthärtungsanlage muss 
regelmäßig mit Sole regeneriert werden. Durch die Regeneration entsteht Abwasser. 
In der Umkehrosmose wird das enthärtete Rohwasser durch Membranen gedrückt. 
Dadurch wird Permeat und Konzentrat erzeugt. Das Permeat ist fast reines Wasser 
ohne gelöste Stoffe (salzarmes Wasser). Im Konzentrat befinden sich jetzt fast alle 
gelösten Stoffe aus dem gesamten zugeführten enthärteten Rohwasser. Das 
Konzentrat wird als Abwasser abgeführt. Das Permeat wird dem Dampfkessel 
zugeführt. 
Dem Permeat wird Kebo VP 1009 und Natronlauge 10% zudosiert. Kebo VP 1009 ist 
ein Korrosionsschutz und ein Resthärtestabilisator. Natronlauge 10% wird zum 
Anheben des ph-Wertes eingesetzt. 
Im Dampferzeuger wird fast das ganze Permeat verdampft. Kebo VP 1009 und 
Natronlauge 10% werden nicht verdampft. Ein geringer Teil des zugeführten Permeats 
muss als Abwasser abgeführt werden. Das heiße Abwasser aus dem Dampfkessel wird 
mit enthärtetem Brunnenwasser gekühlt. 
Das gesamte Abwasser wird über eine Versickerungsanlage der Fränkischen 
Rohrwerke versickert. 
Am Ablauf der Wasseraufbereitungs- und Verdampfungsanlagen werden Mess- sowie 
Probenahmeeinrichtungen errichtet. 

6. Probenahme — und Messeinrichtungsstellen (Anlage 1 zum Bescheid) 

6.1 Probenahmestellen 

„A"- Wasseraufbereitung am Ablauf der Enthärtungsanlage 
„B"- Wasseraufbereitung am Ablauf der Umkehrosmoseanlage 
„C"- Dampferzeugung am Ablauf des Dampfkessels 

6.2 Durchflussmesseinrichtungen/ ggf. Differenzmessungen aus geeichten 
Wasserzählern 

„A"- Wasseraufbereitung am Ablauf der Enthärtungsanlage 
„B"- Wasseraufbereitung am Ablauf der Umkehrosmoseanlage 
„C"- Dampferzeugung am Ablauf des Dampfkessels 
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7. Anforderungen an das Abwasser 

7.1 Allgemeine Anforderungen an das Abwasser 

7.1.1. Das Abwasser darf nicht enthalten 
- Organische Komplexbildner (ausgenommen Phosphate und Polycaboxylate), die 

einen DOC-Abbaugrad nach 28 Tagen von 80 Prozent entsprechend der Nummer 
406 der Anlage „Analysen — und Messverfahren" nicht erreichen 

- Chrom- und Quecksilberverbindungen, Nitrit, metallorganische Verbindungen (Metall-
Kohlenstoff-Bindung) und Mercaptobenzthialzol. 

7.1.2. Im Abwasser aus der Frischkühlung von industrieellen und gewerblichen 
Prozessen im Durchlauf oder Ablauf sowie aus der Abflutung von Kühlkreisläufen 
dürfen mikrobizide Wirkstoffe nur nach der Durchführung einer Stoßbehandlung 
enthalten sein. Davon ausgenommen ist der Einsatz von Wasserstoffperoxid und Ozon. 

7.2 Anforderungen an das Abwasser für die Einleitstelle 

7.2.1. An der Einleitstelle in das Gewässer sind folgende Anforderungen einzuhalten. 

Parameter Überwachungswert 

Abwassertemperatur (Tabw) 40 C - 50 C 

a) Wasseraufbereitung 
50 mg/I 
30 mgii (nur für Umkehrosmose) 

250 mg/I (nur für Enthärtung) 

50 mg/I 
3 mg/I 

abfiltrierbare Stoffe (AfS) 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 
Chloride 

b) Dampferzeugung 
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 
Phosphor gesamt (P ,• gesamt) 

7.2.2. Als Einleitstelle gilt der Einlauf in das Gewässer. Der Einleitstelle steht der Ablauf 
der Abwasserbehandlungsanlage, in der das Abwasser letztmalig behandelt wird, 
gleich. 
Die Entnahme der Abwasserproben erfolgt für die Parameter an den unter Ziffer 1- 6.1 
benannten Probenahmestellen. 

7.3 Anforderungen an das Abwasser vor der Vermischung 

7.3.1. Das Abwasser hat vor der Vermischung mit anderem Abwasser folgende 
Anforderungen einzuhalten.  

Parameter Überwachungswert 

a) Wasseraufbereitung 
Arsen 
Adsorbierbare organisch gebundene 
halogene (AOX) 

 

0,1 mg/I 
0,2 mg/I 
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b) Dampferzeugung  
Zink 1 mg/I 
Chrom gesamt 0,5 mg/I 
Cadmium 0,05 mg/I 
Kupfer 0,5 mg/I 
Blei 0,1 mg/I 
Nickel 0,5 mg/I 
Chlor freies 0,2 mg1 
Hydrazin 2 mg/I 
Adsorbierbare organisch gebundene 0,5 mg/I 
halogene (AOX)  

7.3.2. Als Ort vor der Vermischung gilt der Ablauf Abwasserbehandlungsanlage, in der 
das Abwasser letztmalig behandelt wird. Findet keine Vermischung des Abwassers mit 
anderem Abwasser statt, gelten die Anforderungen, die sich aus dem Ort vor seiner 
Vermischung beziehen, auch auf die Einleitstelle. 
Die Entnahme der Abwasserproben erfolgt für die Parameter an den unter Ziffer I - 6.1 
benannten Probenahmestellen. 

7.4 Für die Untersuchungen der Überwachungswerte gelten die in der Anlage zu § 4 
der AbwV festgelegten Analyse- und Messverfahren. 
Die Überwachungswerte sind einzuhalten. Sie gelten auch als eingehalten, wenn die 
Ergebnisse der letzten fünf im Rahmen der behördlichen Überwachung durchgeführten 
Überprüfungen in vier Fällen diesen Wert nicht überschreiten und kein Ergebnis diesen 
Wert um mehr als 100 v.H. übersteigt. 

II. Nebenbestimmungen 

1. Auflagen 

1.1.Die erlaubte Art, der Umfang und die örtliche Lage der Gewässerbenutzung sind 
einzuhalten. 

1.2. Der Gewässerbenutzer ist verpflichtet, seine wasserwirtschaftlichen Anlagen 
ordnungsgemäß Instand zu halten, nach Betriebs- bzw. Bedienungsanleitung zu 
betreiben und ihre ständige Funktionsfähigkeit zu gewährleisten, so dass sie jederzeit 
ihren Zweck erfüllen und Beeinträchtigungen Dritter vermieden werden. Der Gewässer-
benutzer hat Vorsorge zu treffen, damit Störungen und deren Wiederholung vermieden 
werden und eine ordnungsgemäße Funktion der Anlage möglichst schnell wieder 
erreicht werden kann. Die ständige Kontrolle der Einhaltung der in dieser 
wasserrechtlichen Erlaubnis erteilten Auflagen obliegt dem Gewässerbenutzer. 

1.3. Die Einleitung des Abwassers in Drainagen ist nicht zulässig. 

1.4.Am Ablauf der Enthärtungsanlage, der Umkehrosmoseanlage sowie des 
Dampfkessels sind Probenahmeeinrichtungen leicht zugänglich und unfallsicher sowie 
Durchflussmesseinrichtungen oder gleichwertige Verfahren einzurichten. 

1.5. Die Versickerungsanlage ist durch einen fachkundigen Betrieb herzustellen. 
Eine direkte Einleitung in das Grundwasser ist nicht zulässig. Der Abstand vom 
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höchsten Grundwasserstand zur Grabensohle bei Rohrversickerungen muss eine 
Tiefe von 1,00 m betragen. 

1.6. Behördliche Überwachung 

1.6.1. Der Gewässerbenutzer hat die behördliche Überwachung der 
Abwassereinleitung durch die untere Wasserbehörde bzw. durch eine von ihr 
beauftragte sachverständige Stelle für Abwasseruntersuchungen zu dulden und die 
Kosten zu tragen. Die behördliche Überwachung der Abwassereinleitung hat gemäß 
Anlage 2 dieser Erlaubnis zu erfolgen. 

1.6.2. Der unteren Wasserbehörde bzw. den von ihr beauftragten Dritten ist jederzeit 
Zutritt zu den Abwasseranlagen auf dem Betriebsgelände zu gewähren. Auf Verlangen 
sind Auskünfte zu erteilen sowie Arbeitskräfte, Unterlagen und Werkzeuge zur 
Verfügung zu stellen. 

1.6.3. Die Abwasseranlagen sind durch die untere Wasserbehörde längstens in einem 
Abstand von drei Jahren zu besichtigen und schriftlich zu dokumentieren. 

1.6.4. Angeordnete behördliche Abwasseruntersuchungen und andere Maßnahmen der 
unteren Wasserbehörde auf Grund von Havarien oder Betriebsstörungen erfolgen auf 
Kosten des Gewässerbenutzers, wenn er dazu Anlass gegeben hat. 

1.7. Eigenüberwachung 

1.7.1. Unabhängig von der behördlichen Kontrolle hat der Gewässerbenutzer die 
Abwassereinleitung und die Abwasserbehandlungsanlage nach der Verordnung über 
die Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen (SÜVO M-V4) 
gemäß Anlage 3 dieser Erlaubnis zu überwachen. Die Abwasserprobenahmen und 
Untersuchungen sind von einem zugelassenen Labor nach der AsSAVO5 
vorzunehmen. 

1.7.2. Die Kontrolle und Wartungsarbeiten an der Anlage sind einem sachkundigen 
Mitarbeiter zu übertragen. Schäden an der Anlage sind unverzüglich zu beheben. 

1.7.3. Die Abwassermengen am Ablauf der Enthärtung-, Umkehrosmose- und 
Dampfkesselanlage sind durch ein selbstschreibendes Messgerät mit Zählwerk oder 
gleichwertige Verfahren vor Einleitung in das Gewässer zu messen. 

1.7.4. Die Ergebnisse der Selbstüberwachung sind unter Angabe von Datum und 
Uhrzeit der Untersuchungen/ Kontrollen sowie festgestellter Sachverhalte in einem 
Betriebstagebuch aufzuzeichnen. 
Das Betriebstagebuch hat mindestens folgende Eintragungen zu enthalten: 

4 
Verordnung über die Selbstüberwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen vom 20.Dezember 2006 (GVOBI. M-V, Nr. 1, S.5) zuletzt 
geändert durch Art. 17 Absatz 17 des Gesetzes vom 27.Mai 2016 (GVOBI. M-V S. 431, 444) 

5 
Verordnung über die Anerkennung als sachverständige Stelle für Abwasseruntersuchungen v. 14.Dezember 2005 (GS Meckl.-Vorp.GL Nr.753-2-
47), zuletzt geändert mit Erster Verordnung zur Änderung über die Anerkennung als sachverständige Stelle für die Abwasseruntersuchungen vom 
03.Juni 2011 (GVOBI. M-V, Nr. 10, S. 359) 
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- Name des Betriebsbeauftragten 
-wesentliche Bedienungsvorgänge 
- Mess- und Untersuchungswerte / Ergebnisse der Selbstüberwachung 
-Ergebnisse der ausgeführten Funktions- und Zustandskontrollen 
-Aufzeichnung der Reparaturarbeiten 
- Besondere Vorkommnisse (Störungen) 
- Wartungsarbeiten an der Versickerungsanlage 
Das Betriebstagebuch ist mindestens vier Jahre aufzubewahren. Auf Verlangen ist es 
der Behörde zur Einsicht vorzulegen. 

1.7.5. Zum Nachweis der Einhaltung der allgemeinen Anforderungen unter 7.1. sind 
alle Betriebs- und Hilfsstoffe in das Betriebstagebuch, nach Prüfung der 
Herstellerangaben, dass die Stoffe oder Stoffegruppen unter den Allgemeinen 
Anforderungen des Anhanges 31 (B - Abs. 1 und 2) nicht enthalten sind, einzutragen. 

1.7.6. Bei Havarien mit wassergefährdenden Stoffen, die eine Gewässerverunreinigung 
herbeiführen kann, ist die Gewässerbenutzung durch Dichtsetzen des Zulaufes zur 
Versickerungsanlage unverzüglich einzustellen. 

1.7.8. Die Ergebnisse der Eigenüberwachung sind der unteren Wasserbehörde 
schriftlich in Form eines Jahresberichtes jährlich bis zum 31.03. für das zurückliegende 
Jahr vorzulegen. Der Jahresbericht hat zu beinhalten: 

- Zusammenfassung und Auswertung der Ergebnisse der betrieblichen 
Abwasseruntersuchungen mit Angabe der jeweiligen schadstoffbezogenen 
Konzentrationen und Frachten. Es können Daten aus der Selbstüberwachung 
verwendet werden. Die Zusammenfassung muss einen Vergleich mit den in der 
wasserrechtlichen Zulassung festgesetzten direkt geltenden 
Emissionsgrenzwerten ermöglichen. 

- Übersicht der wichtigsten abwasserrelevanten Stoff- und Jahresmassenströme, 
z. B. in Kilogramm Schadstoff pro Kilogramm hergestelltes Produkt, und 
Übersicht der Produktionsmengen in hergestellte Produkte pro Jahr, sofern 
produktionsspezifische Frachten im branchenspezifischen Anhang der 
Abwasserverordnung vorgegeben sind, sowie Übersicht der Abwassermengen in 
Kubikmeter pro Jahr und des prozessbezogenen Wasserverbrauchs, 

- Zusammenfassung besonderer Betriebsbedingungen der Produktions- und 
Abwasserbehandlungsanlagen wie Chargenbetrieb, An- und Abfahrvorgänge, 
Außerbetriebnahme von Anlagenteilen und Störungen des 
bestimmungsgemäßen Betriebs, die Auswirkungen auf die Abwassereinleitung 
hatten, 

- Zusammenfassung, Beschreibung und Auswertung der durchgeführten 
Maßnahmen zur Einhaltung der allgemeinen Anforderungen nach § 3 und Teil B 
des branchenspezifischen Anhangs der Abwasserverordnung. 
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1.8. Betrieb der Abwasserbehandlungsanlagen 

1.8.1. Die in den Einzelprozessen eingesetzten Hilfsstoffe sind dem Bedarf 
entsprechend sparsam zu verwenden. 

1.8.2. Der Betrieb und Instandhaltung der Versickerungsanlage hat gemäß ATV-A-138 
zu erfolgen. 

1.8.3. Für die Versickerungsanlage ist ein Wartungsvertrag mit einem Fachkundigen 
zur halbjährlichen Kontrolle abzuschließen. Zur Minderung der Selbstdichtung können 
anlagenspezifische Unterhaltungsmaßnahmen zweckmäßig sein. 

1.8.4. Bei nachlassender Sickerfähigkeit ist die Durchlässigkeit durch Austausch eines 
Teils oder der gesamten Anlage wieder herzustellen. Gegebenfalls ist für Ersatz zu 
sorgen. 

1.9. Anzeigepflichten 

1.9.1 Die untere Wasserbehörde ist über besondere Vorkommnisse und Havarien 
unverzüglich zu informieren. 

1.9.2 Beabsichtigte Änderungen der erlaubten Art, des Umfangs sowie des Zwecks der 
Gewässerbenutzung oder der Probenahmestelle sind der unteren Wasserbehörde 
rechtzeitig bekannt zu geben und durch entsprechende Unterlagen zu belegen. Die 
Änderungen dürfen erst nach schriftlicher Zustimmung vorgenommen werden. 

1.9.3 Die Fertigstellung der Anlagen, der Probenahme- und Messeinrichtung und der 
Versickerungsanlage sowie die Inbetriebnahme der Anlage insgesamt sind der unteren 
Wasserbehörde schriftlich anzuzeigen. Der Anzeige ist eine Erklärung der Fertigstellung 
gemäß den Antragsunterlagen oder bei geringfügigen Änderungen ein Bestandsplan 
beizufügen. 

1.9.4 Der Wartungsvertrag für die Versickerungsanlage ist der unteren Wasserbehörde 
einen Monat nach Fertigstellung schriftlich zu übergeben. 

2. Vorbehalt 
Diese Erlaubnis wird gemäß § 18 WHG unter dem Vorbehalt des Widerrufes erteilt und 
steht unter dem Vorbehalt nachträglicher Anordnungen und Maßnahmen zum 
Gewässerschutz. 

III. Abwasserabgabe 
1. Für das Einleiten von Abwasser hat der Gewässerbenutzer nach dem Gesetz über 
Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwAG) eine Abgabe zu 
entrichten. 

2. Die Abwasserabgabe richtet sich nach der Schädlichkeit des Abwassers, die in 
Schadeinheiten bestimmt wird. 

3. Für die Ermittlung der Schadeinheiten werden die in Kapitel I Ziffer 2.5. festgelegten 
Jahresschmutzwassermengen sowie für die Parameter CSB, Pg„. die in Kapitel I Ziffer 
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7.2.1 festgelegten Überwachungswerte zugrunde gelegt. Abgaberechtlich zusätzlich 
relevant sind die weiteren Parameter der Anlage zu § 3 AbwAG, soweit die dort 
genannten Schwellenwerte überschritten werden. 
Gemäß den vorgelegten Abwasseruntersuchungen erfolgen keine weiteren 
Überschreitungen. 
Die Ermittlung der vorstehend genannten Parameter ist Bestandteil der behördlichen 
Überwachung und erfolgt gemäß den Festlegungen der Anlage 2. 
Hinweis zu Pkt.3: 
Erklärt der Gewässerbenutzer gegenüber der zuständigen Behörde, dass er im 
Veranlagungszeitraum während eines bestimmten Zeitraumes, der nicht kürzer als drei 
Monate sein darf, niedrigere Werte als die im Bescheid festgelegten Überwachungs-
werte oder eine geringere als die im Bescheid festgelegte Jahresschmutzwassermenge 
einhalten wird, so ist die Zahl der Schadeinheiten für diesen Zeitraum nach dem 
erklärten Wert zu ermitteln. Die Abweichung muss mind. 20 von Hundert betragen. Die 
Erklärung, in der die Umstände darzulegen sind, auf denen sie beruhen, ist mindestens 
zwei Wochen vor dem beantragten Zeitraum abzugeben. (§ 4 Abs. 5 AbwAG) 

4. Die Erhebung der Abwasserabgabe erfolgt auf Grundlage des Ausführungsgesetzes 
zum Abwasserabgabengesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (AbwAG M-V6) 
durch gesonderten Bescheid. 

IV. Hinweise 
1.Die Erlaubnis schließt die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen 
privatrechtlichen Genehmigungen, Verträge oder Vereinbarungen nicht ein. Diese sind 
vom Gewässerbenutzer zu erwirken. 
2. Die Erteilung dieser Erlaubnis entbindet nicht von der Erfüllung der sich aus anderen 
Rechtsvorschriften ergebenen Pflichten, die sich u. U. im Zusammenhang mit der 
Ausübung der Gewässerbenutzung ergeben können. 
3. Bei einem Eigentümerwechsel geht die Erlaubnis auf den Rechtsnachfolger über. 
Der bisherige Erlaubnisinhaber hat den Übergang der Unteren Wasserbehörde 
schriftlich anzuzeigen. 

V. Kostenentscheidung 
Gemäß § 121 des LWaG fallen die Verfahrenskosten dem Antragsteller zur Last. Die 
Höhe der Gebühr wird im gesonderten Bescheid als Anlage begründet. 

VI. Begründung 
Der Firma H. Bröring GmbH & Co.KG, Ladestraße 2, 49413 Dinklage wurde als 
Rechtsnachfolger am 28.10.2015 durch das Staatliche Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Westmecklen-burg eine Genehmigung nach § 4 BlmSchG i.V. mit Ziffer 7.21 G 
E des Anhanges der Vierten Verordnung zur Durchführung des BlmSchG erteilt. 
Mit Antrag vom 25.07.2018 beantragte die Firma H. Bröring GmbH & Co.KG, 
Ladestraße 2 in 49413 Dinklage eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung von 
Prozessabwasser aus der Dampferzeugung in ein Gewässer. 

6 
Ausführungsgesetz zum Landesabwasserabgabengesetz Mecklenburg-Vorpommern vom 19.12.2005 (GS M-V, Gl. Nr. 753-6), zuletzt geändert 
durch Art. 8 des Gesetzes v0m27.Mai 2016 (GVOBI.M-V S. 431, 434) 
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Die Gewässerbenutzung erfolgt aus einer Anlage nach § 3 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (IEDanlage), deren Genenehmigung nach § 10 (G) 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes erfolgte. Die Erteilung der wasserrechtlichen 
Erlaubnis für die Gewässerbenutzung durch die nach § 13 BlmSCHG genehmigende 
Behörde (Konzentrationswirkung nach § 124 a LWaG) wurde wegen des fehlenden 
Antrages durch die Firma Agrifirm versäumt. 
Gemäß § 4 Abs. 1 IZÜV i.V. mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 lit.a i.V. m. Nr. 7.21 Verfahrensart G 
des Anhangs 1 der 4. BlmSchV ist das Erlaubnisverfahren unter Beteiligung der 
Öffentlichkeit nach § 10 BlmSCHG durchzuführen. 
Die beantragte Abwassereinleitung wurde gemäß § 10 Abs. 3 BlmSchG und § 4 Abs. 1 
IZÜV i.V. mit der Hauptsatzung des Landkreises am 07.08.2018 öffentlich bekannt 
gemacht. 
Der Antrag und die Antragsunterlagen lagen gemäß § 10 Abs. 3 BlmSchG in der Zeit 
vom 07.08.2018 bis einschließlich 07.09.2018 zur Einsichtnahme beim Landkreis 
Nordwestmecklenburg, Verwaltungsstandort: Börzower Weg 3, 23936 Grevesmühlen 
und zusätzlich im Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen, Am Wehberg 10, 23972 Dorf 
Mecklenburg aus. 
Einwendungen gegen die Abwassereinleitung gemäß § 10 Abs. 3 BlmSchG lagen nicht 
vor. 
Der Entwurf dieser Erlaubnis wurde Ihnen am 02.10.2018 zur Anhörung vorgelegt und 
in einer Telefonkonferenzmit Ihnen am 09.10.2018 abgestimmt. 
Gemäß § 40 Abs. 1 LWaG hat die Gemeinde Bad Kleinen die Abwasserbeseitigungs-
pflicht auf den Zweckverband Wismar gemäß § 40 Abs. 4 LWaG übertragen. Der 
Zweckverband wurde mit Bescheid vom 01.04.2004 von seiner Abwasserbeseitigungs-
pflicht befreit, da eine Erschließung der Ortslage aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
vertretbar ist und die Belange des Wohls der Allgemeinheit durch eine anderweitige 
Beseitigung nicht beeinträchtigt werden. Damit ist die Pflicht zur Beseitigung des 
Abwassers auf Sie als Grundstückseigentümer übergegangen. 
Das Einleiten von Stoffen in ein Gewässer stellt gemäß § 1 Abs. 2 IZÜV einen 
Benutzungstatbestand dar und bedarf nach § 1 Abs.1 IZÜV einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis, soweit diese nicht unter den Gemeingebrauch nach § 25 WHG oder § 21 
LWaG fällt. Der Gemein-; Anlieger- oder Eigentümergebrauch gemäß §§ 25; 26 WHG 
i.V. mit § 26 LWaG liegt hier nicht vor, da es sich um eine Versickerung und nicht um 
eine Einleitung in oberirdische Gewässer handelt. 
Für die Gewässerbenutzung ist keine Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung gemäß § 2 Abs. 1 IZÜV vorgeschrieben. 
Die Zuständigkeit der Landrätin als untere Wasserbehörde ergibt sich aus §§ 106; 107 
Punkt 1 LWaG, da derzeit keine Änderungen an Anlagen vorgenommen werden, die 
einer Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz erforderlich machen. 
Die Einleitung von Stoffen in ein Gewässer darf gemäß § 57 Abs.1 WHG nur erfolgen, 
wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers oder der Stoffe so gering gehalten 
wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem 
Stand der Technik möglich ist und die Einleitung mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist. 
Weiterhin sind Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen zu errichten und zu 
betreiben, die erforderlich sind, um die Einhaltung der vorgenannten Anforderungen 
sicherzustellen. 
Als Stand der Technik wird in Verbindung mit § 3 Pkt. 11 WHG auf fortschrittliche 
Verfahren, Einrichtungen und Betriebsweisen abgestellt, die der praktischen Eignung 
einer Maßnahme zur Begrenzung von Emissionen in Wasser und Boden, zur 
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Gewährleistung der Anlagensicherheit oder Vermeidung und Verminderung von 
Auswirkungen auf die Umwelt dienen. 
Die Anforderungen nach dem Stand der Technik gemäß § 57 Abs.1 und 2 WHG regelt 
die AbwV für die in den Anhängen bestimmten Herkunftsbereiche. 
Die anfallenden Abwasserteilströme der Trinkwasseraufbereitung und der 
Dampferzeugung fallen in den Herkunftsbereich des Anhanges 31 der AbwV. 
Gemäß dem Anhang 31 der AbwV werden an das Abwasser allgemeine Anforde-
rungen, Anforderungen für die Einleitstelle und vor der Vermischung sowie für den Ort 
des Abwasseranfalls bei einer wöchentlichen Abwassermenge von 10 m3  gestellt. Da 
bei der vorliegenden Betriebsführung von dem Erreichen der geforderten Abwasser-
menge auszugehen ist, wurde der Erlaubnisinhaber zur Einhaltung der Anforderungen 
nach dem Anhang 31 beauflagt. 
Für den Erlaubnisinhaber sind die allgemeinen Anforderungen, die Anforderungen für 
die Einleitstelle sowie vor der Vermischung maßgebend und als qualitative 
Einleitbedingung festgelegt. 
Das Abwasser darf zur Einhaltung der allgemeinen Anforderungen gemäß 7.1 keine 
organische Komplexbildner (ausgenommen Phosphate und Polycaboxylate), die einen 
DOC-Abbaugrad nach 28 Tagen von 80 Prozent entsprechend der Nummer 406 der 
Anlage „Analysen — und Messverfahren" nicht erreichen sowie Chrom- und 
Quecksilberverbindungen, Nitrit, metallorganische Verbindungen (Metall-Kohlenstoff-
Bindung) und Mercaptobenzthialzol enthalten. Zum Nachweis, dass die allgemeinen 
Anforderungen eingehalten werden, sind im Betriebstagebuch alle eingesetzten 
Betriebs- und Hilfsstoffe einzutragen und diese, nach Angaben der Hersteller die 
genannten Stoffe nicht enthalten. 
An der Einleitstelle gelten für die Teilströme der Wasseraufbereitung und der 
Dampferzeugung unterschiedliche Anforderungen gemäß dem Anhang 31 der AbwV 
i.V. mit § 1 AbwV. Im Abwasserteilstrom Wasseraufbereitung (Enthärtungsanlage und 
Umkehrosmoseanlage) darf die Konzentration an abfiltrierbaren Stoffen den Wert von 
50 mg/I nicht überschreiten. 
Im Abwasserteilstrom Dampferzeugung sind die Konzentrationen Chemischer 
Sauerstoffbedarf (CSB) mit einem Wert von 50 mg/I und Phosphor gesamt mit einem 
Wert von 3 mg/I einzuhalten. Die Einhaltung des Chloridüberwachungswertes von 250 
mg/I für die Enthärtungsanlage erfolgte aufgrund der Verwendung von 
Natriumchloridsole in Verbindung mit der Grundwasserverordnung7. 
Die Abwassertemperatur wurde in Anlehnung an den Fachbeitrag Wasser der HGNord 
mbH festgelegt. 

An das Abwasser werden vor der Vermischung für die Teilströme der 
Wasseraufbereitung und der Dampferzeugung ebenfalls unterschiedliche 
Anforderungen gemäß dem Anhang 31 der AbwV gestellt. 
Durch die Änderung der AbwV gelten die Anforderungen, die sich aus dem Ort vor 
seiner Vermischung beziehen, auch auf die Einleitstelle, wenn keine Vermischung des 
Abwassers mit anderem Abwasser stattfindet. 
Die Teilströme der Umkehrosmose und des Dampfkessels werden im Edelstahlschacht 

7 
Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17.12.1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung durch 
bestimmte gefährliche Stoffe vom 18. März 1997 (BGBl. Teil I Nr. 18 vom 21. März 1997) 
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zusammen und danach der Versickerungsanlage zugeführt. Der Teilstrom aus der 
Enthärtung wird der Versickerung direkt zugeführt. 
Aus der vorgenannten Regelung ergibt sich, dass der Ablauf der Abwasserteilstrom-
anlagen gleichzeitig den Ort vor der Vermischung darstellt. 
Im Abwasserteilstrom Wasseraufbereitung darf die Konzentration für den Parameter 
Arsen den Wert von 0,1 mg/I und für den Parameter Adsorbierbare organisch 
gebundene Halogene (AOX) den Wert von 0,2 mg/I nicht überschreiten. 
Im Abwasserteilstrom Dampferzeugung sind die Konzentrationen an Zink mit einem 
Wert von 1 mg/I, Chrom, gesamt mit einem Wert von 0,5 mg/I, Cadmium mit einem Wert 
von 0,05 mg/I, Kupfer mit einem Wert von 0,5 mg/I, Blei mit einem Wert von 0,1 mg/I, 
Nickel mit einem Wert von 0,5 mg/I, Vanadium mit einem Wert von 4 mg/I, Hydrazin mit 
einem Wert von 2 mg/I, freies Chlor mit einem Wert von 0,2 mg/I, Adsorbierbare 
organisch gebundene Halogene (AOX) mit einem Wert von 0,5 mg/I einzuhalten. Auf 
die Festsetzung von Vanadium wurde verzichtet, da dieser Stoff im Abwasser nicht 
nachgewiesen und auch nicht zu erwarten ist. 
Nach Vorlage der Abwasseruntersuchungen der Teilströme sind im Abwasser weitere 
Stoffe zu erwarten, deren Konzentrationen und Frachten über den Schwellenwerten des 
AbwaG liegen. Aufgrund dieser Überschreitung wurde für die Wasseraufbereitung 
(Umkehrosmose) an der Einleitstelle zusätzlich die Überwachungswert für den 
Chemischen Sauerstoffbedarf von 30 mg/I festgelegt. 
Die verfügten Nebenbestimmungen sind nach pflichtgemäßem Ermessen auf der 
Grundlage der §§ 13, 100 WHG erteilt und dienen der Wasserbehörde zur 
Überwachung und Erfüllung der nach dem LWaG und WHG begründeten 
Verpflichtungen. Die Erteilung der Erlaubnis steht unter dem Vorbehalt des Widerrufes 
gemäß 13, 18 WHG. 
Die Abwasseranlagen sind gemäß § 60 Abs.1 WHG so zu errichten, zu betreiben und 
zu unterhalten, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten und 
das das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt werden. Im Übrigen dürfen 
Abwasseranlagen nur nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, 
betrieben und unterhalten werden. 
Die Abwassereinleitungen sind gemäß der Verwaltungsvorschrift zur Überwachung 
industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbenutzungen nach der 
Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung8  zu überwachen. Die 
Überwachung beinhaltet regelmäßig durchzuführende Abwasseruntersuchungen und 
Anlagenbegehungen. Der die Abwassereinleitung zulassende Bescheid hat daher 
neben den zu untersuchenden Parametern auch Festlegungen zur Probenahmeart, - 
häufigkeit, -stelle und Analyseverfahren zu enthalten. Der Umfang der zu 
untersuchenden Parameter richtet sich nach den im Abwasser zu erwartenden 
Inhaltsstoffen, die sich nachteilig auf den Wasserhaushalt auswirken können sowie dem 
Anhang 31 der AbwV. Die einzuhaltenden Parameter für die Gewässerbenutzung unter 
dem bestimmenden Teil werden durch die untere Wasserbehörde bzw. einen 
beauftragten Dritten überwacht. Die Verpflichtung zur Kostentragung ergibt sich aus § 
92 Abs. 2 LWaG. 
Die Anlagenbegehung der IED-Anlage erfolgt gemäß des Überwachungsprogrammes 
der unteren Wasserbehörde alle drei Jahre. Die Anlagenbegehung dient der 

8 
Verwaltungsvorschrift zur Überwachung industrieller Abwasseranlagen und Gewässerbenutzungen nach der Industriekläranlagen-Zulassungs- und 
Überwachungsverordnung vom 05. Juli 2014 (GVOBI S. 1140) 
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Verschaffung eines Kenntnisstandes des baulichen Zustandes, der Betriebsführung, der 
Durchführung der Eigenüberwachung und der Havariesicherheit. Werden 
Umweltinspektionen der Anlagen auch von anderen Fachbehörden durchgeführt, sind 
diese zu koordinieren. Die vorliegenden Anlagen sind längstens in einem Abstand von 
fünf Jahren; anlassbezogen aufgrund von baulichen oder verfahrenstechnologischen 
Veränderungen und bei gravierenden Umweltunfällen durch die untere Wasserbehörde 
zu besichtigen und schriftlich zu dokumentieren. 
Der Gewässerbenutzer hat die Abwassereinleitung, den Zustand und den Betrieb der 
Abwasseranlagen gemäß § 61 VVHG i.V. mit §§ 2, 4 SÜVO M-V auf seine Kosten 
ständig zu überwachen. Zur Überwachung gehören erforderliche Messungen, 
Zustands- und Funktionskontrollen, Ausrüstung der Anlagen mit geeigneten 
Überwachungseinrichtungen sowie Personal mit der erforderlichen Ausbildung und 
Fachkenntnis zu beschäftigen und fortzubilden. Alle Kontrollen und Messergebnisse 
sind in einem Betriebstagebuch zu dokumentieren. Der Mindestumfang der 
Eigenüberwachung bestimmt sich nach Anlage 2 der SOVO M-V. Er kann erweitert oder 
reduziert werden, wenn der ordnungsgemäße Betrieb der Anlage dies erfordert oder 
zulässt. 
Die Beprobungen im Rahmen der Eigenüberwachung sind nur von einer staatlich 
anerkannten Stelle nach der AsSAVO auf Kosten des Gewässerbenutzers an den 
definierten Probenahmestellen vorzunehmen und gemäß den Analyse - und 
Meßverfahren des § 4 der AbwV untersuchen zu lassen. 
Die Untersuchungsergebnisse sind der unteren Wasserbehörde des Landkreises NWM 
unaufgefordert vorzulegen, um diese kontrollieren und bewerten zu können. 
Bei begründeten Zweifeln an der Richtigkeit der Angaben im Betriebstagebuch sowie 
bei der Nichteinhaltung der Wartungsauflagen wird eine zusätzlich behördliche 
Überwachung durchgeführt. 
Der Jahresbericht wird auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 AbwV gefordert. 
Das anfallende Abwasser enthält Schadstoffe, deren Einleitung in das Grundwasser 
nach der GwV0 nicht zulässig sind, um die Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser 
nach § 47 VVHG einzuhalten. 
Eine Erlaubnis für das Einleiten von Stoffen der Liste I und II gemäß der GwV0 kann 
nur erteilt werden, wenn die Stoffe nur in so geringer Menge und Konzentration in das 
Grundwasser gelangen können, dass jede gegenwärtige oder künftige Gefahr einer 
Beeinträchtigung der Grundwasserqualität ausgeschlossen ist und deren Eintrag 
überwacht wird. 
Grundsätzlich besteht weiterhin ein Verschlechterungsverbot und ein Verbesserungs-
gebot für Abwassereinleitungen nach dem WHG (§ 47) auf Grundlage der EG WRRL in 
das Grundwasser. 
Die Maßnahme ist zu versagen, wenn sie eine Verschlechterung des mengenmäßigen 
sowie chemischen Zustandes des Grundwasserkörpers verursachen kann oder die 
Erreichung eines mengenmäßigen sowie chemischen Zustandes des Grundwasser-
körpers gefährdet wird. 
Der Fachbeitrag Wasser der HGNord GbR vom 19.07.2018 hat die Abwassereinleitung 
bewertet. 
Der Standort befindet sich im südlichen Teil des Grundwasserkörpers Wallensteingra-
ben (WP_KW_2). Der Zustand ist mengenmäßig als „gut" bewertet, da der maximale 
Nutzungsgrad von 30 % eines Grundwasserkörpers gemäß WRRL eingehalten wird. 
Der chemische Zustand des Grundwasserkörpers wird aufgrund der teils signifikant 
erhöhten Gehalte an Nitrat, Sulfat und auch Phosphor als „nicht gut" bewertet. 
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Die geplante Versickerung des Abwassers wird bilanzseitig keinen negativen Effekt auf 
das Dargebot im Grundwasserkörper ausüben. Die Wiedereinleitung erhöht das 
Dargebot leicht. Bei der täglichen Abwassermenge von 69,8 m3  entspricht es ungefähr 
0,1 % des Gesamtdargebotes des Grundwasserkörpers Wallensteingraben und mit der 
Einleitung verringert sich der hohe Nutzungsgrad um ebenfalls 0,1 c)/0 auf 25,6 %. 
Auch grundwasserabhängige Ökosysteme werden durch das Vorhaben nicht 
beeinträchtigt, da sich die Versickerung bilanzseitig positiv auswirkt. Ein Einfluss auf die 
Rummelbeck ist unter Berücksichtigung der geringen Abwassermengen nur marginal zu 
erwarten und nicht relevant. 
Auch hinsichtlich der Bewertung des chemischen Zustandes des Grundwasserkörpers 
gibt es bei der Einleitung des Abwasser keine Bedenken. Das Prozessabwasser erfährt 
durch die Aufbereitung eine Verbesserung der Wasserqualität gegenüber den schon 
antropogen beeinflussten Verhältnisse im Grundwasserkörper. 
Im Ergebnis wird dargestellt, dass die Einleitung des Prozessabwassers durch eine 
Versickerung in den unbedeckten Grundwasserleiter am Standort in Losten sowohl bei 
qualitativer als auch bei quantitativer Betrachtung mit den Anforderungen der WRRL 
hinsichtlich des Verschlechterungsverbotes und Verbesserungsgebotes betroffener 
Wasserkörper vereinbar ist. Nachteilige Auswirkungen auf Schutzgebiete, 
grundwasserabhängige Ökosysteme/Biotope sowie der zur öffentlichen 
Trinkwasserversorgung genutzten Wasserfassung Dorf Mecklenburg sind nicht zu 
erwarten. 

Bei Einhaltung der vorgegebenen Überwachungswerte für die Abwasserinhaltsstoffe 
werden dauerhafte negative Auswirkungen auf die Wasserqualität des Einleitgewässers 
oder nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften und damit eine 
Verschlechterung des Grundwasserkörpers ausgeschlossen. Die Einleitung steht den 
Bewirtschaftungszielen nach § 47 WHG sowie den Maßnahmeprogrammen und 
Bewirtschaftungsplänen der Flussgebietseinheit und damit der Zielerreichung nicht 
entgegen. 
Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen konnte entschieden werden, dass 
Versagungsgründe nach § 12 WHG zur Ausübung der beantragten Benutzung des 
Gewässers nicht vorliegen und die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 12 Abs.2 WHG 
nach pflichtgemäßem Ermessen erteilt wird. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Landrätin des Landkreises 
Nordwestmecklenburg in 23970 Wismar, Rostocker Straße 76, oder am 
Verwaltungsstandort 23936 Grevesmühlen, Börzower Weg 3, einzulegen. 

Im Auftrag 

niest 

Anlage 1 - Übersichtskarte mit Einleitstelle und Probenahmestellen 
Anlage 2 - Behördliche Überwachung 
Anlage 3 - Eigenüberwachung nach SOVO M-V 
Gebührenbescheid 
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Anlage 3 zur wasserrechtlichen Erlaubnis Reg.Nr.: 66.16-01-74002-003-18 

Selbstüberwachung - Sonstiger Abwasserbehandlungsanlagen 

Ort der 
Untersuchungen, Kontrollparameter Direkteinleiter mit < 10 mld 

Anlagenteil 

Anlage Zustands- und 
Enthärtungsanlage Funktionskontrollen 
Probenahmestelle „A" Abwasserdurchfluss 

Abwassertemperatur 
pH- Wert 
Abfiltrierbare Stoffe 
Chlorid 
AOX 
As 

Anlage Zustands- und 
Umkehrosmoseanlage Funktionskontrollen 
Probenahmestelle „B" Abwasserdurchfluss 

Abwassertemperatur 
pH-Wert 
CSB 
Abfiltrierbare Stoffe 
AOX 
As 

Anlage Zustands- und 
Dampfkesselanlage Funktionskontrollen 
Probenahmestelle „C" Abwasserdurchfluss 

Abwassertemperatur 
pH-Wert 
CSB 
Pges. 

N2H4 

Zn 
Cr 
Cd 
Cu 
Ni 
Pb 
AOX 

Erläuterungen zur Tabelle: 

bt bei Anlagenbetrieb täglich 
m monatlich 

bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 

4 x im Jahr 
6 x im Jahr 

bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 

4 x im Jahr 
6 x im Jahr 

bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 
bt (ggf. elektronische Überwachung) 

4 x im Jahr 
6 x im Jahr 
6 x im Jahr 
6 x im Jahr 
6 x im Jahr 
6 x im Jahr 
6 x im Jahr 
4 x im Jahr 

* ein Jahr nach Inbetriebnahme erfolgt die Überprüfung der Kontrollparameter auf Erforderlichkeit und Verlängerung des 
Kontrollzeitraumes 
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